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Stellungnahme
Thomas Gotthal, Büro Gotthal GmbH Berlin: www.gotthal.de & Redaktion: www.gesichtspunkte.de 
Ausschuss für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz am 27.09.2010 um 12.00 Uhr
Abgeordnetenhaus von Berlin, Drucksache 16/3229 (CDU) und 16/3460 (SPD-Fraktion)

Es gilt das gesprochene Wort.

Werte Frau Senatorin, meine Damen und Herren!

Die zur Abänderung vorgeschlagene Fassung des Straßenreinigungsgesetzes kann von mir aus der Blickrichtung
einer Berliner Haus- und Grundstücksverwaltung kommentiert werden. Nachfolgende Anmerkungen beziehen
sich auf diese Sichtweise, was ich zu berücksichtigen bitte.

Ich teile die Meinung des Senats und der SPD-Fraktion, dass der Winter 2009/2010 ein strenger, ungewöhnlicher
Winter war. Ich teile die Meinung, dass politischer Handlungsdruck, etwas zu verändern, besteht. Dieser Winter
hat gezeigt, was in Berlin die derzeit geltenden Regelungen nützen? Um es kurz zu machen, greifen sie nicht
genügend tief und sichern eine Art von Schnee- und Eisglättebeseitigung, die diesen Namen überhaupt verdient. 

Mir persönlich ist die wohl witzig gemeinte Erklärung des Herrn Klaus-Dieter Tschäpe, Geschäftsführer der Fa.
RUWE am 10.02.2010 in Erinnerung, er sagte im Interview mit RadioEins:

„Wir sind nicht verpflichtet, Schnee zu beseitigen, sondern wir bekämpfen den Schnee....“ 
(Heftiges Gegackere bei den Moderatoren)

Ich war nach diesem Interview sehr sauer, noch saurer, als schon vorher!

Auswüchsen wie diesen will der vorliegende Gesetzesentwurf offenbar künftig präzise entgegenstehen, allein
schon dieses Ansinnen verdient positive Anerkennung.

Die Mehrkosten müssen durch die Bevölkerung aufgebracht werden. Wo mehr Leistung erbracht wird, müssen
höhere Kosten entstehen. Die Allgemeinheit schuldet Hilfebedürftigen, gesundheitlich Angeschlagenen und
Menschen mit Behinderungen einen Qualitätsstandard,  der sie während der kalten Jahreszeit nicht zusätzlich
einschränkt.

Ich habe nach dem Studium des Entwurfs nichts gegen die Einführung einer Streu- bzw. Beseitigungsbreite von
1,50 m anstatt 1,00 m. Richtig so.

Ich habe nichts gegen eine echte Schnee- und Eisbeseitigung. Richtig so.

Die Beseitigung von Eisbildungen gehört zweifelsohne dazu. Früher war das auch schon so! Da gab es noch
Hauswarte und Eispickerle! 
Bspw. auch was Schneehäufchen und Bushaltestellen angeht, sehr guter Ansatz und richtig so. 

Besonderes Augenmerk richtet sich für mich auf die Neufassung des § 6, die „Beauftragung Dritter und die
Bekanntgabe des Beauftragten“.

Keines unserer Grundstücke im  Bereich Berlin und Umgebung wird von nebenberuflich-geringfügig
Beschäftigten oder im Rahmen von sozialversicherungsrechtlich relevanten Beschäftigungen abgewickelt. Es gibt
den Trend, „haftungsreiche“ Tätigkeiten unbedingt auf Dritte outzusourcen. Es gibt kaum Anhaltspunkte, dass
dieser Trend im Ergebnis falsch gewesen sein soll? Er deckte sich mit den Entwicklungen gewachsener
Rechtsprechung dazu. Zu befürchten ist jetzt allerdings, dass weitere Rechtsprechung nachwächst, die
überraschend und nicht (mehr) besonders verständnisvoll gegenüber den künftigen Hauptverantwortlichen
ausfällt.

Man wird davon ausgehen, dass die Haftung des Eigentümers bzw. dessen Verwalters regelmäßig durch Haus- und
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Grundstückshaftpflichtversicherung abgedeckt ist. Allerdings steht im Raum die Frage: Ist ein beauftragter Dritter
durch fortwährende, kontinuierliche Kontrollen wirksam zu beaufsichtigen? Zurück zum guten alten Streubuch? 

Eine große Haftungsgefahr, weil bspw. Jahre später Gerichte Verletzungen der Aufsichtspflicht feststellen? Wen
trifft dann hierzu -und wie lange?- eine Aufzeichnungs- und Nachweispflicht? Warum wird nicht klar geregelt,
dass der damit verbundene Aufwand von dem zur Beaufsichtigung Verpflichteten als Erhöhung der
Verwaltungskosten oder als Betriebskosten umzulegen ist? Soll der das denn kostenlos erbringen? Und wie soll er
das konkret tun, bspw. wenn er fünfzig Grundstücke betreut? Reicht die Beschwerdelosigkeit der Bewohner als
Indiz?

Hier stellt sich in der Praxis die Frage, was eigentlich passiert, wenn nicht hinreichend gefegt wird? Muss der
Verwalter selbst schippen? Oder ist es den Bewohnern zuzumuten, selbst zu schippen? Warum wurde dies nicht
konkret geregelt und ginge mietvertraglichen Altklauseln als übergeordnetes Recht vor? Eine Art
„gesellschaftliches Miteinander“, wie es derzeit noch fehlt im Entwurf?

Sanktionen bei schlechter, unzureichender oder gar nicht erbrachter Leistung träfen allein den
Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten, nicht aber den Schneeräumbetrieb, nicht den Bewohner selbst,
weder den Mieter noch den Wohnungseigentümer, die insofern komplett von jeder Verantwortung „befreiten
Nutznießer“ einer umfassenden Dienstleistungsregelung wie dieser? 

An diesem Punkt scheint mir persönlich dieser Entwurf noch nicht hinreichend zu Ende gedacht zu sein. Es fehlen
bspw. Sanktions- bzw. Einschreitmöglichkeiten. Warum ist nicht der Weg geregelt worden, bspw. die BSR als
Dritten beauftragen zu dürfen, wo es konkret mal nicht klappt? Hat der Kontaktbereichsdienst der Polizei nach der
Novellierung noch Aufgaben?

Hier geht es immer um rasche Schnee- und Eisbeseitigung wohlgemerkt!

Wenn eine Wintersaison so ausfällt wie die letzte, ist beispielsweise die in § 9, Absatz 2. des Entwurfs angedachte
Ordnungswidrigkeit eine recht blutleere Vorschrift. In der Praxis wird in solchen Ausnahmewintern bei
zusammenbrechender Arbeitsleistung der Schneeräumwirtschaft kaum kurzfristig geeigneter Ersatz herbei
geschafft werden. 

Da insgesamt ungeregelt bleibt, was zur ordnungsgemäßen Beschaffung gehört, selbst wenn es
nachgewiesenermaßen nicht geklappt hat, bleibt der Ordnungswidrigkeitenweg ein  Fall der Gerichtsklärung. Das
gesamte Gesetz lieber ein Jahr später novellieren und dann auch insofern vollständig, wäre hier wohl ein Weg.

Im Ergebnis würde ich mir eher vorstellen, dass für die Tätigkeiten im Schneeräumdienst und die
Gewerbeausübung bessere Kriterien aufgestellt werden, denn die Schneeräumwirtschaft allein hat letzten Winter
versagt und im übrigen hat sie es auch nicht leicht gehabt! Sie ist dafür verantwortlich zu machen, dass sich
derartiges künftig nicht wiederholt. Im übrigen steht das gesamte Bezahlsystem der vorherigen Bezahlung von
Winterdiensten auf dem Prüfstand und die so gut wie gar nicht vorhandene Möglichkeit, bei Schlechtleistung
Entgelte zurückfordern zu können. Müssen Winterdienste künftig Vertragserfüllungsbürgschaften beibringen?

Ich erlaube mir im übrigen, kurz auf meine Website www.gesichtspunkte.de hinzuweisen, wo ich eine Vielzahl
von Erlebnissen dokumentiert habe. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Thomas Gotthal

 


